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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 

79 Aufhebung der Allgemeinverfügungen zur Einhaltung 

von Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im Landkreis 

Eichstätt zu präventiven Zwecken vom 04.03.21, geändert 

durch Allgemeinverfügung vom 23.04.21 
 

Das Landratsamt Eichstätt erlässt folgende 

 

Allgemeinverfügung 

 

1. Die Allgemeinverfügungen des Landratsamtes Eichstätt vom 

04.03.21 (Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 12/2021), geändert 

durch Allgemeinverfügung vom 23.04.21 (Bekanntmachung im 

Amtsblatt Nr. 24/2021) zur Einhaltung von Biosicherheitsmaß-

nahmen für Geflügel im Landkreis Eichstätt zu präventiven Zwe-

cken werden aufgehoben. 

 

2. Kosten werden nicht erhoben. 

 

3. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag der Bekanntgabe, am 

29.04.2021 in Kraft. 

 

Gründe: 

 

Das Landratsamt Eichstätt ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und 

gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 

(BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

 

 

Die Aufhebung der Allgemeinverfügungen unter Nummer 1. dieses Be-

scheides zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im 

Landkreis Eichstätt zu präventiven Zwecken erfolgte auf Grund der ak-

tuellen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit 

und Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 27.04.2021 sowie der fachli-

chen Stellungnahme des Veterinäramtes des Landratsamtes Eichstätt 

vom 28.04.21. Da das Risiko einer direkten oder indirekten HPAIV-

Einschleppung ausgehend von Wildvögeln in Geflügelbestände in Bay-

ern derzeit nur noch als mäßig bis gering eingestuft wird, konnten die 

Allgemeinverfügungen aufgehoben werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes 

zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

 

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Be-

kanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen 

nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. Es wurde 

von der Möglichkeit des Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch 

gemacht und ein früheres Bekanntgabedatum gewählt. Gemäß Art. 41 

Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2 BayVwVfG i.V.m. Art. 51 Abs. 3 

Satz 1 des Bayerischen Landesstraf- und Verfolgungsgesetzes (LStVG) 

wird diese Allgemeinverfügung durch Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Landkreises Eichstätt und dem Internet (www.landkreis-

eichstaett.de) bekannt gegeben. 

Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntgegeben 

werden, wenn die Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist (Art. 41 

Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorliegend ist die Bekanntgabe an die Be-

teiligten untunlich, weil auf Grund der Vielzahl der betroffenen Adres-

saten eine zeitnahe individuelle Bekanntgabe nicht möglich ist. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-

kanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Mün-

chen erhoben werden.  

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

A M T S B L A T T  

http://www.landkreis-eichstaett.de/
http://www.landkreis-eichstaett.de/
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a. Schriftlich oder zur Niederschrift   

 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-

kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die An-

schrift lautet:   

 

Bayerisches Verwaltungsgericht in München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

 

b. Elektronisch  

 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 

München auch elektronisch nach Maßgabe der Internetprä-

senz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 

zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  

 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  

 

– Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qua-

lifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse: 

 

Bayerisches Verwaltungsgericht „poststelle@vg-

m.bayern.de“ 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-

ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 

angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt wer-

den. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einrei-

chung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen 

Beteiligten beigefügt werden.  

              Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zuge-

lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informatio-

nen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 

bitte der Internetpräsenz des Landratsamtes Eichstätt bzw. der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-

richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

Landratsamt Eichstätt, 29.04.2021 

 

Dr. Janssen 

Regierungsdirektor 

 

 
80 Änderung der Allgemeinverfügung zur Einhaltung von 

Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im Landkreis 

Eichstätt zu präventiven Zwecken vom 02.02.2021 

 
Das Landratsamt Eichstätt erlässt auf Grund von § 6 Abs. 2 der Verord-

nung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 

1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i .V .m. § 

7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 6 und Art. 7 Abs. 

2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungs-

recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Lan-

desstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I 

(Art. 1–62), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 

(GVBl. S. 236) geändert worden ist] und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheits-

dienst- und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 

(GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Ge-

setzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

 

I. Die Nummern 2. und 3. der Allgemeinverfügung zur Einhaltung 

von Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im Landkreis 

Eichstätt zu präventiven Zwecken vom 02.02.2021 (Bekanntma-

chung im Amtsblatt Nr. 05/2021) werden aufgehoben. 

 

II. Die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Eichstätt zur Einhal-

tung von Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im Landkreis 

Eichstätt zu präventiven Zwecken vom 02.02.2021 gilt im Übri-

gen fort. 

 

III. Kosten werden nicht erhoben. 

 

IV. Die Allgemeinverfügung tritt am Tag der Bekanntgabe, am 

29.04.2021 in Kraft.  

 

Gründe: 

 

Das Landratsamt Eichstätt ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und 

gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 

(BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

Die Aufhebung der Nummer 2. und 3. der Allgemeinverfügung zur Ein-

haltung von Biosicherheitsmaßnahmen für Geflügel im Landkreis 

Eichstätt zu präventiven Zwecken vom 02.02.21 erfolgte auf Grund der 

aktuellen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesund-

heit und Lebensmittelsicherheit (LGL) vom 27.04.2021 sowie der fach-

lichen Stellungnahme des Veterinäramtes des Landratsamtes Eichstätt 

vom 28.04.21. Da das Risiko einer direkten oder indirekten HPAIV-

Einschleppung ausgehend von Wildvögeln in Geflügelbestände in Bay-

ern derzeit nur noch als mäßig bis gering eingestuft wird, konnten die 

Nummern 2. und 3. der Allgemeinverfügung aufgehoben werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes 

zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

 

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Be-

kanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen 



Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt Nr. 26 vom 29.04.2021 Seite:  3 

nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. Es wurde 

von der Möglichkeit des Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch 

gemacht und ein früheres Bekanntgabedatum gewählt. Gemäß Art. 41 

Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2 BayVwVfG i.V.m. Art. 51 Abs. 3 

Satz 1 des Bayerischen Landesstraf- und Verfolgungsgesetzes (LStVG) 

wird diese Allgemeinverfügung durch Veröffentlichung im Amtsblatt 

des Landkreises Eichstätt und dem Internet (www.landkreis-

eichstaett.de) bekannt gegeben. 

Eine Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekanntgegeben 

werden, wenn die Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist (Art. 41 

Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG). Vorliegend ist die Bekanntgabe an die Be-

teiligten untunlich, weil auf Grund der Vielzahl der betroffenen Adres-

saten eine zeitnahe individuelle Bekanntgabe nicht möglich ist. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Be-

kanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Mün-

chen erhoben werden.  

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

a. Schriftlich oder zur Niederschrift   

 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-

kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die An-

schrift lautet:   

 

Bayerisches Verwaltungsgericht in München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

 

b. Elektronisch  

 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 

München auch elektronisch nach Maßgabe der Internetprä-

senz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 

zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  

 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  

 

– Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qua-

lifizierter elektronischer Signatur an folgende Adresse: 

 

Bayerisches Verwaltungsgericht „poststelle@vg-

m.bayern.de“ 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-

ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 

angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt wer-

den. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einrei-

chung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen 

Beteiligten beigefügt werden.  

  

 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zuge-

lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informatio-

nen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 

bitte der Internetpräsenz des Landratsamtes Eichstätt bzw. der Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-

richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

Landratsamt Eichstätt, 29.04.2021 

 

Dr. Janssen 

Regierungsdirektor 
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